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Der Versuch einer Generalbereinigung. Die Verhandlungen zwischen 
den Niederlanden und der Bundesrepublik um den Ausgleichsvertrag 
vom 8 .  April 1 960" 

" Sache der multilateralen Politik wird es vorwiegend sein, Neues, Positives zu 
schaffen, bilaterale Politik wird oft zur Aufgabe haben, bestehendes Negatives aus 
dem Weg zu räumen. Das letztere ist unentbehrlich, um das erstere zu ver­
wirklichen. Europapolitik, recht verstanden, ist zweigleisig." 1 Auf diese Formel 
brachte Botschafter Rolf Lahr die Außenpolitik der Bundesrepublik gegenüber den 
westeuropäischen Staaten nach dem 2. Weltkrieg. Der Diplomat wußte wovon er 
handelte: Nach Beratungen mit Frankreich über das Saargebiet, leitete er ab Ende 
1 958  die westdeutsche Delegation bei den Ausgleichsverhandlungen mit den 
Niederlanden. 

Das Verhältnis zwischen Bonn und Den Haag in den fünfziger Jahren bietet 
eine Reihe interessanter Aspekte, die in der historischen Forschung bislang nur eine 
begrenzte Würdigung erfahren haben.2 Beispielhaft können etwa die deutschen 
Probleme bei der Normalisierung der Beziehungen zu den westlichen Nachbarstaa­
ten ausgemacht werden: 

Die B undesrepublik Deutschland wuchs ohne Friedensvertrag in die Völ­
kergemeinschaft hinein.  Allein ihrer großen wirtschaftlichen und strategischen 
Bedeutung verdankte sie die rasche Integration in multilaterale europäische und 
trans-atlantische Organisationen wie OEEC, Europarat, EGKS, NATO!WEU oder 
EWG. Durch die damit einhergehende stetig wachsende Anzahl politischer 
Konsultationen kann der Eindruck einer schnellen Normalisierung des Verhältnisses 
zu den Nachbarstaaten entstehen. Dieses B ild trügt freilich. Hinter der glänzenden 
Fassade von Einigkeit und enger Zusammenarbeit auf multilateraler Ebene, 
belasteten verschiedene 'Hypotheken der Vergangenheit' die bilateralen Beziehun­
gen. Die offenen Vermögens-, Eigentums-, Entschädigungs-, Wiedergutmachungs-, 
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1 R. LAHR, Der Ausgleich mit den Niederlanden, in: Außenpolitik 1 1  ( 1 960), 
S.  357-363 .  Hier S. 357. 

2 F. WIELENGA, West-Duitsland: partner uit noodzaak. Nederland en de 
Bondsrepubliek 1949-1955, Utrecht 1 989. A.F. MANNING, Die Niederlande und 
Europa von 1 945 bis zum Beginn der fünfziger Jahre, in: VfZ 29 ( 1 9 8 1 ) ,  S. 1 -20. 
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oder auch Grenzfragen waren alle klassische Elemente von Friedensverträgen. Da 
ein derartiges Dokument auf Grund des Ost-West-Konflikts aber 'ad calendas 
graecas' vertagt war, mußte auf anderem Weg eine Lösung gefunden werden. 

Dieses Ziel gaben die Nachbarstaaten der Bundesrepublik auch nicht auf, 
nachdem Bonn mit dem Londoner Schuldenabkommen (LSA) vom 27. Februar 
1 953 ein 'Prellbock' für finanzielle Forderungen zugesprochen worden war. Das 
LSA - von den Westalliierten 1 950 initiiert - sollte die durch die Schulden­
problematik verursachte nachhaltige Belastung der Beziehungen der Bundesrepublik 
zu den übrigen Staaten beseitigen. 3  Das nach fast zweijährigen Verhandlungen, 
zum Abschluß einer Konferenz in London unterzeichnete Abkommen behandelte 
allerdings nur die Vorkriegsschulden des Deutschen Reiches und die aus der Nach­
kriegswirtschaftshilfe für Westdeutschland resultierenden Verpl1ichtungen. "Bis zu 
der endgültigen Regelung der Reparationsfrage zurückgestellt" wurde dagegen "eine 
Prüfung der aus dem Zweiten Weltkrieg herrührenden Forderungen von Staaten, die 
sich mit Deutschland im Kriegszustand befanden oder deren Gebiet von Deutsch­
land besetzt war ( ... )" .4 

Diese Tatsache trug nicht eben zur Verbesserung des Verhältnisses zwischen 
Bonn und Den Haag bei, das trotz der multilateralen Zusammenarbeit und des frü­
hen Zeitpunkts der Aufnahme bilateraler wirtschaftlicher und diplomatischer 
Beziehungen ohnehin als problematisch galt. Statt von normalisierten konnte 
bestenfalls von geschäftsmäßigen Kontakten die Rede sein. Für die niederländische 
Regierung besaßen alle mit dem Krieg und der Besetzung des Königreiches ein­
hergehenden Fragen zentrale Bedeutung. Aber auch die Bundesregierung sah für ei­
nige Probleme Klärungsbedarf. Dieses beiderseitige Interesse führte zur Aufnahme 
von Beratungen. Sie begannen noch ehe Bonn die Kompetenz zur Durchführung 
einer eigenen Außenpolitik zugestanden bekam (März 1 9 5 1  ) ,  bzw. der westdeutsche 
Staat für souverän erklärt wurde (Mai 1 955). Ihre Ergebnisse stellten, wenngleich 
dies juristisch heftig bestritten wurde, einen Vorgriff auf einen Friedensvertrag dar, 
bzw. mußten als teilweiser Ersatz betrachtet werden. 

Die ersten 'Gehversuche' der Bundesrepublik und der Niederlande, sich auf 
bilateralem Weg zu verständigen, boten ermutigende Anzeichen. So einigte man 
sich nach erstaunlich kurzer Verhandlungsdauer über die Restitution von Binnen­
schiffen (Oktober 1 950) bzw. von RM-Wertpapieren (Januar 1 952).5 Im letzteren 
Fall handelte sich um Wertpapiere im Nominalwert von 450 Mio RM, die während 
der deutschen Besatzung auf unrechtmäßige Weise "abhanden gekommen und nach 

3 Vgl. C. BUCHHEIM, Das Londoner·Schuldenabkommen, in: Westdeutschland 
1945-1955. Unte1Werfung, Kontrolle, Integration,  hrsg. von L. HERBST, München 
1 986, S. 2 1 9-229. H.J. ABS,  Entscheidungen 1949-1953. Die Entstehung des 
Londoner Schuldenabkommens, Mainz 1 99 1 .  

4 LSA Art. 5 Abs. 2 ,  BGB ! .  II, 1 953,  S.  33 1 ff. 

5 Protokoll der Verhandlungen in Unkel (27.-30. 1 1 . 195 1 )  bzw. Den Haag ( 1 6.-
19. 1 . 1952); Bundesarchiv (BA) B 1 36/729 1 .  
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Deut�chland verbracht worden"6  waren. Die Bereitschaft der Bundesregierung, sich 
auf eine pauschale Abfindungssumme von 45 Mio DM (das Geld mußte nicht in 
die Niederlande transferiert, sondern lediglich einem DM-Konto in der Bundes­
republik gutgeschrieben werden) einzulassen, stand in engem Zusammenhang mit 
der Sorge, die Alliierten könnten zugunsten des Königreichs in die Verhandlungen 
eingreifen. Nach Abschluß des Londoner Schuldenabkommens fühlte man sich in 
diesem Punkt bedeutend sicherer, und beharrte nun auf dem Grundsatz, wonach 
derartige Fragen nicht verhandelbar seien. 

Die weiteren Bemühungen bis Mitte der fünfziger Jahre auf anderen mit den 
Folgen des Krieges zusammenhängenden Gebieten zu Lösungen zu gelangen, waren 
deutlich weniger erfolgreich. Sechs Probleme tauchten in immer wieder unter­
schiedlichen Konstellationen auf. 

Die Regierung der Niederlande hatte vor allem drei Ziele: Wiedergutma­
chungsleistungen für niederländische Opfer nationalsozialistischer Gewalt- und 
Verfolgungsmaßnahmen; Entschädigungszahlungen für finanzielle Verluste während 
des Zweiten Weltkriegs sowie eine Neufestlegung der Grenze im Bereich der 
Emsmündung und des Dollartbeckens. 

( 1 )  Von den 1 35.000 während der deutschen Besetzung aus den Niederlanden 
in Konzentrationslager verschleppten Personen überlebten lediglich 1 5.000 den 
Holocaust und kehrten nach 1 945 zurück (darunter 6.000 der insgesamt 1 06.000 
verschleppten Juden). Verglichen mit der Bevölkerungsstatistik von 1 939 und unter 
Berücksichtigung der im Königreich Getöteten, waren somit etwa 80% der dort 
lebenden Juden ermordet worden.7 

Für die Gruppe der Zurückgekehrten, für untergetauchte oder innerhalb der 
Niederlande internierte Personen forderte Den Haag finanzielle Leistungen analog 
der im Bundesergänzungs- bzw. Bundesentschädigungsgesetz (BErgG; BEG) 
zugesprochenen Zahlungen. Die westdeutsche Wiedergutmachungsgesetzgebung sah 
Leistungen für diese Personengruppe nicht vor. Ausschlaggebend hierfür war das, 
aus dem Entschädigungsgesetz der US-Zone übernommene, Territorialitätsprinzip. 
Nach ihm war nur anspruchsberechtigt, wer zwischen 1 933 und 1 945 aus 
rassischen, religiösen oder politischen Gründen verfolgt worden war und in der 
Verfolgungszeit im Gebiet des Deutschen Reiches (in den Grenzen von 1 937) gelebt 

6 Schreiben Schäffer an StS Bundeskanzleramt, 5. 1 1 . 195 1 ;  ebd. 

7 B.  KARLSBERG, Beschleunigung durch besondere Verfahren (Belgien, 
Frankreich, Niederlande), in: F. BIELLA/e. a., Das Bundesrückerstattungsgesetz (= 

Die Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts durch die Bundesrepublik 
Deutschland). Hrsg. vom Bundesminister der Finanzen in Zusammenarbeit mit W. 
SCHWARZ (Bd. II) , München 1 98 1 ,  S. 532-583, hier S. 552; G. HIRSCHFELD, 
Niederlande, in: Dimension des Völkermords. Die Zahl der jüdischen Opfer des 
Nationalsozialismus, hrsg. von W. BENZ, München 1 99 1 ,  S. 1 37 - 1 65,  hier S. 1 37 .  
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hatte, oder bis zu einem bestimmten Stichtag (anfangs: 1 . 1 . 1 947) in die Bundes­
republik gekommen war.8 

Als Konsequenz dieser juristischen Klausel waren die nicht-deutschen 
Verfolgtengruppen von der Wiedergutmachungsgesetzgebung ausgeschlossen.9 
Während mit dem Staat Israel und der Claims Conference (als Interessenvertretung 
jüdischer Organisationen) durch das Luxemburger Abkommen vom 10. September 
1 952 eine globale Entschädigungsleistung von knapp 3,5 Mrd. DM vereinbart 
wurde, fehlten derartige Abmachungen mit den europäischen Nachharstaaten . Die 
Bestimmungen des LSA im Rücken erklärte Bonn sich für nicht einmal hcfugt, die 
Ansprüche zu prüfen. 

(2) Zur wirtschaftlichen Ausbeutung des Königreichs während der Besetzung 
war an die Stelle des anfänglichen, ebenso simplen wie radikalen, Ahtransports 
großer Rohstoff- und lndustriegütenncngen rasch eine wesentlich 'effizientere' 
Methode getreten. Sie bestand aus einer konsequenten Ausnützung des Clearing­
systcms im Warenverkehr (mit dem Höhepunkt der Aufhebung der deut�ch­
niederländischen Devisengrenze im April 1 94 1 ) ,  verschiedenen Manipulationen im 
Wertpapierbereich, wodurch zu sehr günstigen Kursen sog. Auslandshemds (z.B.  in 
den Niederlanden placierte Tranchen der Anleihen der 1 920er Jahre) zurückgekauft 
werden konnten und dem massenhaften Einsatz von Zwangsarheitem (Ende 1943 
waren etwa 425.000 Niederländer im Deutschen Reich oder in von ihm besetzten 
Gebieten zwangsarbeitsverpflichtet) . 1 0  

Auch in diesen Fällen besaß das Londoner Schuldenabkommen eine Schutz­
funktion für die Bundesrepublik. Etwa stufte der alliierte Drei-Mächte-Ausschuß der 
Schuldenkonferenz die niederländische Eingabe zur Erörtemng der Auslandsbonds­
frage zweimal als Reparationsforderung ein, und wies sie, unter Hinweis auf den 
Gesamtrahmen des Abkommens, zurück. 1 1  

(3) Der genaue Grenzverlauf i m  Bereich der Emsmündung und des Dollarts 
galt seit Jahrhunderten als umstritten. Während die deutsche Seite im Bereich der 
Unterems die Niedrigwasserlinie entlang des niederländischen Ufers als Grenze 

8 BErgG § 8 ( 1 ) ,  BGB!. 1, 1953, S. 1 387ff. ; US-EG § 6 ( 1 ) , verkündet in den 
Ländern der US-Zone, z.B. in Bayern als Gesetz v. 12 .8 . 1 949, GVBI. S. 1 95ff. 

9 U. HERBERT, Nicht entschädigungsfähig ? Die Wiedergutmnchungsansprüche 
der Ausländer, in: Wiedergutmachung in der Bundesrepublik Deutschland, hrsg. von 
L. HERBST/C. GOSCHLER, München 1 989, S. 273-302. 

1 0 G. HIRSCHFELD, Fremdherrschaft und Kollaboration. Die Niederlande 
unter deutscher Besatzung 1940-1945, Stuttgart 1 984, S. 1 25ff. A.J. VAN DER 
LEEUW, De handel in Duitse effecten tijdens de bezetting, in: Studies over Neder­
land in oorlogstijd, 1 ,  Redaktion A.H. PAAPE, ' s-Gravenhage 1 972, S. 1 00- 1 1 6. 

1 1  Schriftwechsel zwischen dem Drei-Mächte-Ausschuß, der niederländischen 
Delegation und dem westdeutschen Delegationsleiter Abs; Politisches Archiv des 
Auswärtigen Amts (PA), Ref. 204 Bd. 39. Alle aus dem PA zitierten Archivalien 
entstammen der Neueren Abteilung (II). 
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betrachtete, ging Den Haag vom Talwegprinzip aus. Danach wurde die Demarka­
tionslinie durch die Fahrwasserrinne des Flusses bestimmt. Angesichts der 
geographischen Verhältnisse bedeutete dies, daß beide Parteien den überwiegenden 
Teil der Unterems für sich beanspruchten. 

In Bonn berief man sich auf die langjährige ungestörte Rechtspraxis und 
befürchtete im Fall einer Grenzverschiebung, daß die Niederlande sich in alle 
strombaulichen und -polizeifü:hen Maßnahmen im Mündungsgehiet der Ems ein­
schalten könnten. Weitreichende Folgen für die Schiffahrt auf dem Fluß und für die 
Zukunft des Hafens Emden seien so nicht auszuschließen. 12 

Den Haag seinerseits hatte, neben der Sicherung seines Hafens Delfzij l ,  vor 
allem das Dollartbecken im Bl ickfeld. Hier plante die niederländische Regierung 
durch umfangreiche Einpolderungen große landwirtschaftliche Flächen zu gewinnen. 
Dieses Vorhaben wurde wegen der damit verbundenen Versandungsgefahr für die 
Emsmündung von Bonn mißtrauisch beobachtet. 

Die Bundesregierung verfolgte gegenüber Den Haag ebenfalls drei Ziele: eine 
günstigere Behandlung deutscher Vermögenswerte in den Niederlanden, die 
Rückgabe der unter Auftragsverwaltung stehenden Grenzgebiete und eine 
Begnadigung deutscher Kriegsverbrecher. 

( ! )  Durch die Verordnung E 1 33 der niederländischen Exilregierung in 
Lcmdon vom 20. 10. 1 944 war das gesamte reichseigene und private Vermögen 
innerhalb des Königreiches zu 'Feindvermögen' (und damit als beschlagnahmbar) 
erklärt worden. 

In besonderer Weise hiervon betroffen war die Gruppe der Traktatsbauern. 
Ihre Rechte gingen auf die Zeit des Wiener Kongresses zurück: Durch die damalige 
Neufestlegung der Grenze zwischen Hannover bzw. Preußen und den Niederlanden, 
hatten sich einzelne Felder plötzlich auf anderem Staatsgebiet befunden. In den 
Traktaten von Aachen, Kleve (beide 1 8 1 6) und Yfeppen ( 1 824) wurde deshalb 
gegenseitig die Bestellungsfreiheil, der ungehinderte Grenzübertritt sowie die 
zollfreie Ein- und Ausfuhr der verwendeten Betriebsmittel und geernteten 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse zugesichert. 

Gemäß der Feindvermögensgesetzgebung beschlagnahmten die Niederlande 
am Ende des 2. Weltkriegs über 4.000ha, die etwa 1 .000 deutschen Bauern gehört 
hatten. Manche Dörfer in Grenznähe verloren damit nahezu ihre gesamte 
Ackerfläche. Die eingezogenen Flächen verkaufte Den Haag an eigene Landwirte 
und behandelte die Erlöse als Reparationen. 

Der Verhandlungsspielraum in dieser Frage war denkbar gering: Die Bundes­
regierung hatte im VI. Teil des Überleitungsvertrages ausdrücklich jene Gesetze des 
Kontrollrats und der Alliierten Hohen Kommission anerkannt, wonach deutsches 
Auslandsvermögen als Reparalionsleistung enteignet werden sollte. Den Haag 
seinerseits hatte auf der Pariser Reparationskonferenz im Januar 1 946 zugesagt, daß 
das beschlagnahmte deutsche Auslandseigentum nicht wieder unter deutsche 
Kontrolle gelangen werde. 

(2) Die im Frühjahr 1948 in London tagende Sechs-Mächte-Konferenz (USA, 
Großbritannien, Frankreich, Benelux-Staaten) hatte auf Forderung der nieder-

12 Schreiben Seebohm an AA, 30. 1 2. 1955;  PA, Ref. 507 Bd. 403. 
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ländischen Regierung eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die sich "with certain minor 
provisional territorial adjustments in connection with the westem frontiers of 
Germany"13 befassen sollte. Die Ergebnisse dieses Gremiums fanden Eingang in 
ein im März 1949 in Paris veröffentlichtes Protokoll, das mit Elten, einem Teil von 
Suderwick und dem Selfkant eine Gesamtfläche von 68 km2 mit ca. 8.400 deutschen 
und 1.200 niederländischen Staatsangehörigen unter niederländische Auftragsver­
waltung stellte. Auch Belgien und Luxemburg erhielten derartige Gebietsstreifen. 
Die endgültige Neufestlegung aller deutschen Außengrenzen blieb einer kommenden 
Friedenskonferenz überlassen.14 Damit waren die, nach langwierigen innenpoliti­
schen Debatten erhobenen, Forderungen Den Haags nur in provisorischer, und stark 
eingeschränkter Form erfüllt worden.15 Die niederländische Beurteilung der 
Grenzkorrekturen - "Die Suppe ist den Kohl nicht wert"16 - wurde auf deutscher 
Seite dennoch nicht geteilt. Einzelne Organisationen, wie der im Februar 1947 
gegründete 'Bentheimer Grenzlandausschuß', Gemeinden, Kreise und die Landtage 
in Düsseldorf und Hannover protestierten in scharfer Form. Auch die Bundesregie­
rung mahnte - gerade wegen der, offiziell unter Verwaltungshoheit stehenden, deut­
schen Ostgebiete - eine Rückgabe an. 

(3) Die Verurteilung von Deutschen durch niederländische Gerichte ging auf 
die Verordnung über außerordentliches Strafrecht vom Dezember 1943 zurück.17 
Diese Regelung, die zunächst nur für Niederländer galt, wurde am Kriegsende durch 
verschiedene Gesetze und Dekrete ergänzt. Auf deren Basis etablierten sich 1945 
bzw. 1947 Besondere Gerichtshöfe und ein Besonderer Kassationshof. Die Urteile 
der Gerichte waren relativ hart: Neben langjährigen Haftstrafen verhängten sie 
mehrmals die Todesstrafe. Diese wurde aber nur in Ausnahmefällen vollstreckt, 
meist wandelte die 2. Instanz sie zu lebenslangen Freiheitsstrafen um. Im April 
1950 befanden sich noch 218 deutsche Verurteilte - unter ihnen Verantwortliche für 
Massenerschießungen und die Deportation von Juden - in niederländischem Ge­
wahrsam. Den Haag sprach in diesem Zusammenhang stets von Kriegs-verbrechem, 

13 Communique of the London Conference on Germany, 7.6.1948; Foreign 
Relations of the United States (FRUS) 1948m, S. 313ff. 

14 Protocol adopted by the committee on westem German frontiers, 22.3. 1949; 
FRUS 1949/III, S. 436ff. Verkündung durch: Verordnung Nr. 184 d. brit. Militärre­
gierung, 23.4.1949; Amtsblatt der Militärreg. Deutschland, Brit. Kontrollgebiet, Nr. 
28, s. 1083ff. 

15 Vgl. hierzu H.A. SCHAPER, Wij willen zelfs niet Mönchen-Gladbach! De 
annexatiekwestie 1945-1949, in: Internationale Spectator 39 (1985), S. 261-272. 
LADEMACHER (wie Anm. 2), S. 460ff. 

16 So das Elseviers Weekblad am 9.4.1949, Zitat nach K. PABST, Holllindisch 
für vierzehn Jahre, in: Entscheidung im Westen, hrsg. von W. FÖRST, Köln 1979, 
S. 145- 176. Hier S. 163. 

17 Vgl. WIELENGA (wie Anm. 2), S. 450ff. 
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Rückgabe der Grenzgebiete (wie etwa Belgien) dachte. Vielmehr schwebte der 
niederländischen Regierung offensichtlich eine 'Generalbereinigung' - sie führte den 
Ausdruck in die Gespräche ein - des bilateralen Verhältnisses vor. Konflikte mit 
der, in finanzieller wie territorialer Hinsicht (Ems-Mündung !) wenig konzessions­
bereiten Bundesregierung waren deshalb bereits programmiert. Der von beiden 
Seiten demonstrierte Optimismus, die Verhandlungen rasch beenden zu können, 
wirkte angesichts dieser Situation wenig glaubhaft. 

Die Gespräche selbst - der Begriff Ausgleichsverhandlungen setzte sich bald 
durch - wurden offiziell beim Besuch des niederländischen Außenministers Luns 
am 1 ./2. März 1957 in Bonn aufgenommen. Beide Seiten betrauten Delegationsleiter 
mit der Führung der Unterredungen: Bonn nominierte den langjährigen Rechts­
berater der Bundesregierung Prof. Dr. Erich Kaufmann. Die Niederlande waren 
durch ihren früheren Außenminister Dr. Johan Beyen vertreten. Zur sachlichen 
Erörterung der Themenkomplexe wurden in allen Fällen Sachverständigenaus­
schüsse gebildet. Neben den gerade in der Anfangsphase bedeutsamen 4-Augen­
Gesprächen zwischen Beyen und Kaufmann, suchten beiden Seiten aber auch ein 
Übereinkommen abseits der höheren politischen Ebene: durch Unterredungen der 
betroffenen Gemeinden (Ems-Dollart), oder von Interessensgruppen (Traktats­
ländereien). Die Ausgleichsverhandlungen entwickelten sich dadurch in der 
Folgezeit zu einem nur sehr schwer durchschaubaren Dickicht von Kommissionen, 
Ausschüssen, Expertenrunden und Verhandlungen auf verschiedenster politischer 
Ebene (Delegationsleiter, Staatssekretäre, Minister). Darüber hinaus wurden im 
Verlauf der Gespräche noch zusätzliche Erörterungspunkte aufgenommen, und 
teilweise außerhalb der offiziellen Tagesordnung beraten. Der erklärte Wille beider 
Parteien, in einer großen Aktion alle eventuellen Streitpunkte auszuräumen - einen 
Schlußstrich zu ziehen -, stellte sich als zweischneidig heraus: Gelang das 
Unternehmen, so würde man am Ende über ein umfassendes Vertragswerk verfügen. 
Andererseits konnte .eine Meinungsdifferenz ausreichen, um das überfrachtete 
Projekt an den Rand des Scheiterns zu bringen. 

Die Gespräche gerieten denn auch rasch ins Stocken, wofür formal die 
Bundestagswahlen von 1957 und die Ernennung Beyens zum Botschafter in Paris 
Anfang 1958 verantwortlich waren. In der Realität hatten sich die Verhandlungen 
allerdings vor allem in der Wiedergutmachungsfrage festgefahren. Erst das Angebot, 
das der neue deutsche Delegationsleiter im März 1959 zu diesem Problem 
unterbreiten konnte, brachte die Gespräche wieder in Gang. Rolf Lahr, der sich in 
Verhandlungen mit der UdSSR und Frankreich einen Namen gemacht hatte, löste 
den resignierten Kaufmann Ende 1958 ab.25 Neuer niederländischer Verhandlungs­
führer wurde der Leiter der Politischen Abteilung des Außenministeriums, H. van 
Houten. 

Am 8. April 1960 konnte schließlich von den Außenministern und den 
Delegationsleitern der - aus sechs Einzelverträgen bestehende, aber als völkerrecht­
liche Einheit zu behandelnde - Ausgleichsvertrag in Den Haag unterzeichnet 

25 Vgl. R. LAHR, Zeuge von Fall und Aufstieg. Private Briefe 1934-1974, 

Hamburg 198 1 ,  S. 300. 
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werden. 26 Das Dokument trat allerdings erst nach langwieriger Ratifizierungs­
prozedur und dem Abschluß zweier Zusatzabkommen am 1 .  August 1963 in Kraft. 

Es ist hier nicht möglich, den Verhandlungsprozeß mit all seinen Details 
darzustellen. Vielmehr sollen an Hand der zentralen Forderungen beider Seiten die 
wichtigsten Stationen nachgezeichnet werden. Die übrigen Ergebnisse werden 
dagegen nur resümierend mitgeteilt. 

Die Anfangsphase der Gespräche wurde vor allem durch das Ems-Dollart­
Problem bestimmt. Die niederländische Seite bezeichnete Anfang April 1957 die 
Lösung der Angelegenheit als 'prealable' ,  erneuerte die Forderungen hinsichtlich 
einer Klärung (aus deutscher Sicht Änderung) des Grenzverlaufs und schlug für die 
Strombauarbeiten in der Unterems die Errichtung einer ständigen deutsch­
niederländischen Kommission vor. Falls innerhalb dieses Gremiums keine Einigung 
erzielt werden könne, sollte, nach Verhandlungen auf Regierungsebene, ein 
Schiedsgericht entscheiden.27 Die deutsche Seite favorisierte hingegen - schon auf 
Grund der eigenen Rechtsauffassung - eine Ausklammerung der Grenzfrage und 
Beratungen über die technischen Details im Rahmen einer gemischten Sachver­
ständigenkommission. Als Kaufmann im Mai 1957 einen entsprechenden 
Vertragsentwurf übermittelte, reagierte Beyen ungewöhnlich heftig: Für Den Haag, 
so betonte er nachdrücklich, sei ohne eine Regelung der Grenzfrage keine Lösung 
akzeptabel. Sollte die vorgeschlagene Formulierung den offiziellen Standpunkt der 
Bundesregierung wiederspiegeln, könne man "die Bude schließen".28 Dennoch 
schlug Beyen wenige Tage später die Erörterung einzelner Punkte (Strombauten, 
Zoll- und Polizeiwesen) vor.29 Ohne, daß damit die Grenzfrage explizit ausgeklam­
mert worden war, bewegte man sich de facto auf der Basis des deutschen 
Vorschlags. Da Den Haag darüber hinaus ab Ende September nicht mehr auf der 
Talweggrenze als einzig annehmbarem Ergebnis bestand,30 kam man sich im Laufe 
von äußerst zähen Verhandlungen in einigen Punkten näher. Von entscheidender 
Bedeutung war hierbei die Tatsache, daß man fortan von einer Einteilung des 
Mündungsgebietes in 'Strombaugebiete' ausging. Sowohl deren Anzahl wie auch 
ihre genaue Einteilung blieb freilich zunächst strittig. Immer mehr trat das Interesse 
beider Parteien in den Vordergrund, ihre Häfen Emden bzw. Delfzijl wirtschaftlich 
abzusichern. Auf bundesdeutscher Seite führte dies kurzfristig sogar zu einem 
Konflikt zwischen dem Auswärtigen Amt und der niedersächsischen Landes­
regierung, die ihre Interessen in der Verhandlungsführung nur ungenügend 

26 Text des Ausgleichsvertrages in: BGBI. 11, 1963, S. 458ff. 

27 Protokoll der Delegationsleitersitzung im AA, 5.4. 1957; PA, Ref. 204 Bd. 64. 

28 Protokoll über die Unterhaltung zwischen dem deutschen und nieder­
ländischen Delegationsleiter, 8.5. 1957; PA, Ref. 507 Bd. 403. 

29 Protokoll über das Gespräch der Delegationsleiter, 10.5.1957; ebd. 

30 Ergebnisprotokoll der Sitzung der Delegationsleiter, 30.9. 1957; PA, Ref. 204 
Bd. 65. 
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berücksichtigt fand. 31 Als E1folg konnte die Bundesregierung immerhin verbuchen, 
daß es gelang, Den Haag von einer Versandungsgefahr auch für Delfzijl bei 
Einpolderungen im Dollart zu überzeugen. 

Bei einem Gespräch der beiden Außenminister im Juni 1958, das für den 
gesamten Fortgang der Ausgleichsverhandlungen von entscheidender Bedeutung 
werden sollte, kam man überein, die Hoheitsrechte (außer den Strombaumaßnah­
men) nur vorläufig auszuüben. Ferner sollte geprüft werden, ob nicht auf eine 
Grenze zwischen den Strombaugebieten verzichtet werden könne, und nur die zu 
betreuenden Objekte aufgezählt werden sollten. 32 

Die äußerst langwierigen Verhandlungen über die Ems-Dollart-Frage und im 
Bereich der 'Finanzfragen' (hier verständigte man sich nur auf die Zahlung einer, 
in ihrer Höhe freilich völlig umstrittenen, Pauschalsumme) erschwerten eine Lösung 
der, von der Bundesregierung vorrangig verfolgten, Komplexe Traktatsländereien 
und Auftragsverwaltungsgebiete. Auch hier kam man sich fast gar nicht näher: Im 
Herbst 1957 hatte eine, noch vor Beginn der Ausgleichsverhandlungen installierte, 
gemischte Studienkommission zunächst die bestehenden Eigentumsverhältnisse 
festgestellt. Danach waren von den beschlagnahmten 4.200 ha über die Hälfte an 
niederländische Privatleute, 540 ha an die staatliche Forstverwaltung und 303 ha an 
die Gemeinde Groningen verkauft worden. 300 ha hatten alte Eigentümer durch 
Entfeindungsverfahren zurückerhalten und 270 ha waren den Bewohnern von Elten 
und dem Selfkant rückübereignet worden. Zur Lösung des Problems erklärte sich 
die Bundesregierung zum Kauf der enteigneten Flächen bereit Da Groningen aber 
nicht zum Verkauf bereit war und nur Teile des Staatsforstgebiets abgegeben 
werden sollten, konnte Den Haag lediglich ein geringes Angebot unterbreiten. 33 
Bei Gesprächen zwischen den landwirtschaftlichen Verbänden ergab sich zudem 
rasch, daß die von den niederländischen 'Grundkammern' veranschlagten 
Verkaufspreise deutlich über den Vorstellungen der Deutschen lagen.34 

In der Frage einer Rückgabe der Auftragsverwaltungsgebiete wurde zunächst 
über eine Volksabstimmung diskutiert. Von niederländischer Seite in die Beratungen 
eingebracht, lehnte Bonn - z.T. aufgrund eigener Unsicherheit hinsichtlich des 
Ausgangs - diesen Vorschlag mit dem Hinweis ab, auch 1949 hätte keine Befragung 
stattgefunden. Die Gebiete seien daher, nach Zahlung einer Pauschalsumme für die 

31 Vermerk über die Sitzung in Bonn, 14. 1 1 . 1957; Niedersächs. Hauptstaats­
archiv (NdsHStA) Nds Z 50 Ace 96/88 Nr. 723. Bericht (Koch) an Minister­
präsident, 1 8. 1 1. 1957; ebd., Nr. 724. 

32 Aufzeichnung (Blomeyer), 3.7. 1958; PA, Ref. 507 Bd. 409. 

33 Bericht der niederländisch-deutschen Studienkommission für die Grenzlände­
reien, o.D., PA, Ref. 204 Bd. 50. 

34 Ergebnisprotokoll der Sitzung im AA, 6.3. 1958; PA, Ref. 204 Bd. 68. 
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sich, gemäß der Zahlen des Briefs Beyens an Kaufmann vom Juli 1957, auf etwa 
125 Mio DM. 

Der Bundesaußenminister erläuterte im Gegenzug die rechtlichen Bedenken 
der Bundesregierung. Er sagte aber zu, das Problem möglichst bald mit dem Bun­
deskanzler und dem Kabinett zu erörtern. Anschließend wolle er Luns informieren. 

Die dürren Worte der Protokolle spiegeln das volle Ausmaß der Konsequenzen 
des Gesprächs nur eingeschränkt wieder. Zum einen war damit der Plan einer 
caritati.ven Hilfsaktion vom Tisch, andererseits wurden die gesamten Ausgleichs­
verhandlungen solange blockiert, bis Bonn ein für die Niederlande akzeptables 
Angebot vorlegte.s1 Das Verhalten Den Haags wiederum bedeutete ein Ausscheren 
aus der geschlossenen Front der Demarchestaaten im Interesse einer raschen 
Beilegung des Problems. 

Die Ausgleichsverhandlungen lagen während des nächsten halben Jahres 'auf 
Eis' , da innerhalb des Bundeskabinetts erst eine Einigung hinsichtlich der Wieder­
gutmachungsfrage erzielt werden mußte. Im Auswärtigen Amt bewertete man diese 
Situation nicht nur als Nachteil. Denn, so wurde gegenüber dem Finanzministerium 
argumentiert, die Vorstellungen Den Haags kämen, was den Kreis der Anspruchs­
berechtigten beträfe, den eigenen noch am nächsten. Mit einer raschen Einigung 
könne man daher über "einen wertvollen Präzedenzfall" verfügen.s2 Im Bun­
desfinanzministerium sah man das freilich anders: Bonn habe, so Minister Etzel, 
bereits erhebliche Beträge für die Wiedergutmachung aufgewendet und müsse dies, 
vertraglich verpflichtet, auch weiterhin leisten. Zusätzliche Zahlungen würden die 
finanzielle Belastungsgrenze der Bundesrepublik überschreiten.s3 

Ausschlaggebend dafür, daß das Finanzministerium in einer Chefbesprechung 
Ende Oktober 1958 einlenkte, und die Aufnahme von Gesprächen mit den 
Weststaaten innerhalb eines Gesamtrahmens von 400-500 Mio DM zugestand,54 
war die Haltung Adenauers. Dieser hatte am 20. Oktober geäußert, daß "es sich hier 
um ein sehr dringliches politisches Anliegen [handele], das endlich gelöst werden 
müsse". Ein Betrag von 400 oder 500 Mio DM sollte doch in einer geschätzten 
Gesamtentschädigungsleistung von 1 8-23 Milliarden DM unterzubringen sein.ss 

und die Übersetzung des ursprünglichen niederländischen Protokolls, das von 
größerer Scbärf e gekennzeichnet ist, (Ref. 204 Bd. 87) überliefert. 

si Schreiben Delegationssekretariat (Lahusen) an Bundeskanzleramt (Bach), 
9. 10. 1958; PA, Ref. 204 Bd. 87. 

sz Schreiben van Scherpenberg an Etzel, 8.8.1958; PA, Ref. 204 Bd. 55. 

s3 Schreiben Etzel an v. Brentano, 30.9. 1958; ebd. 

54 Ergebnisse der Besprechung in: Schreiben v. Brentano an Etzel, 4.5.1959; 
PA, Ref. 204 Bd. 40. 
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Darautbin wurde zwischen dem neuen Delegationsleiter der Ausgleichs­
verhandlungen, Botschafter Rolf Lahr, und dem Ministerialdirigenten im Bundes­
finanzministerium, Ernst Feaux de la Croix, der Text der Note an die Demarche­
staaten abgestimmt. Die Bundesregierung erklärte sich nun, nach erneuter Darlegung 
ihres Rechtsstandpunkts und unter Hinweis auf ihre weitreichenden finanziellen 
Belastungen, zur Aufnahme bilateraler Gespräche bereit. Die Antwortnote selbst 
wurde am 8. Dezember 1958 übermittelt. Sie bildete den Auftakt eines Reigens 
bilateraler Verhandlungen, an deren Ende die sogenannten Globalabkommen 
standen.56 Von Brentano teilte Luns den Inhalt der Note in einem persönlichen 
Schreiben bereits am 5. Dezember 1958 mit, um so den bereits stattgefundenen 
Unterredungen Rechnung zu tragen.57 

Mit dem Brief vom 5. Dezember 1958 lag freilich noch immer kein neues, 
. konkretes Angebot auf dem Verhandlungstisch. Was die Höhe der Entschädigungs­
leistung anging, trennten die beiden Delegationen nach wie vor Welten. Während 
Den Haag auf seiner Forderung von 125 Mio DM beharrte, ging Bonn intern von 
30-40 Mio DM aus. Als Folge dieser Diskrepanz, befürchtete Lahr, könnten es die 
Niederlande vorziehen, "gleichzeitig mit den anderen Ländern vorzugehen, um 
gemeinsam mit diesen einen massiven Druck auf uns auszuüben"58• Anfang Januar 
1959 schlug jedoch die niederländische Regierung Bonns Botschafter Löns vor, die 
exakte Höhe der Entschädigungszahlung innerhalb einer, am Ende der Ge­
samtverhandlungen zu fixierenden, Globalsumme zu kaschieren.59 Offensichtlich 
wollte man der Bundesregierung Vorteile gegenüber den anderen Demarchestaaten 
verschaffen. Für Ende Januar 1959 wurde eine Delegationsleitersitzung in Bonn 
vereinbart. Die niederländische Regierung wertete diese, wegen des fehlenden 
deutschen Angebots, freilich nicht als Wiederaufnahme der Gesamtverhandlungen, 
sondern lediglich als "Bestandsaufnahme" .61J 

In der Besprechung stellte Lahr eine Zahlung von 33 Mio DM in Aussicht.61 
Die Forderung über 125 Mio DM sei, gemessen an den Leiden der Verfolgten, zwar 
sicherlich nicht überhöht, käme, angesichts der bereits geleisteten Zahlungen 
allerdings "vielleicht zu spät". 62 V an Houten, der dem letzten Argument energisch 

56 Vgl. FEAUX DE LA CROIX (wie Anm. 40), S. 208ff. 

57 Schreiben v. Brentano an Luns, 5.12.1958; PA, Ref. 507 Bd. 412. 

58 Vermerk (Lahr) für Minister, 9. 1. 1959; PA, Ref. 204 Bd. 35. 

59 Schreiben Botschaft, Den Haag an AA, 13.1 . 1959 und als Anlage Vermerk 
(Dvorak), 12. 1 . 1959; ebd. 

61J Schreiben van Houten an Lahr, 19. 1. 1959; PA, Ref. 507 Bd. 4 1 1 .  

61 Ergebnisprotokoll der Sitzungen der Delegationsleiter am 26. und 27. Januar 
1959; ebd. 

62 Ausführliches Protokoll der Schlußsitzung, 28.1 . 1959; PA, Ref. 204 Bd. 35. 
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widersprach, äußerte unverhohlene Enttäuschung über das deutsche Verhalten, und 
sprach von einer möglichen erneuten Unterbrechung der Erörterungen. Außenmini­
ster Luns habe sich, so erklärte er, in dieser Frage dem Kabinett gegenüber 
festgelegt. Zudem erlaube ihm die innenpolitische Situation [kurz vor den 
Parlamentswahlen; P.H.] keine Positionsänderung.63 

Mitte Februar erarbeitete Lahr daraufhin ein neues Konzept Es sah vor, den 
Niederlanden eine Gesamtsumme von 200 Mio DM anzubieten, die sich aus 100-
125 Mio für die Wiedergutmachung und 75- 100 Mio für die Bereinigung der 
Finanzprobleme zusammensetzen sollte. Möglicherweise werde eine Erhöhung der 
Zahlung auf 225 Mio DM nötig sein; dies sei aber die äußerste Grenze, "bei der 
eine Generalbereinigung für uns noch interessant ist".64 Lahr versprach sich von 
seinem Plan eine Wende der Ausgleichsverhandlungen. Angesichts der vollständi­
gen Erfüllung der Entschädigungsforderung, müsse Den Haag sich bei den anderen 
Problemen, die durch die Gesamtglobalsumme fest miteinander verknüpft seien, be­
weglicher zeigen. Der Druck der niederländischen Öffentlichkeit, die an der 
Entschädigung stark, an den übrigen Fragen jedoch wenig interessiert sei, laste 
fortan auf dem eigenen Kabinett. Der 'politische Effekt' einer raschen Beendigung 
der Verhandlungen könne außerdem zu keinem Zeitpunkt wertvoller sein, "als dem, 
in dem es darauf ankommt, dem Osten die Einigkeit des Westens zu demonstrie­
ren".65 Argumentativ war damit der Bogen zur, durch das Berlin-Ultimatum 
Chruschtschows (November 1958) und den sowjetischen Friedensvertragsentwurf 
(Januar 1959) dominierten, deutschlandpolitischen Situation geschlagen. Auf dem 
Umweg über die eine Globalsumme für alle Teilaspekte gelang es zudem, den 
ursprünglich intendierten Charakter der Gesamtverhandlungen wiederherzustellen. 
Die pr�alable Position der Wiedergutmachungsfrage war damit untergraben. 

Das Konzept war dennoch innerhalb des Kabinetts nicht unumstritten. Lahr 
erreichte jedoch, Anfang März vom Außenminister und vom Finanzministerium 
'grünes Licht' zu bekommen.66 Am Vortag der außenpolitischen Debatte in der 
Zweiten Kammer der Generalstaaten konnte er daher in einem geheimgehaltenen 
Treffen in Den Haag van Houten das neue Angebot unterbreiten. Während der für 
die Regelung der Finanzfragen vorgesehene Teil als "viel zu gering" kritisiert 
wurde, fand das Wiedergutmachungsangebot "freudige Aufnahme". Die offizielle 
Wiederaufnahme der Gesamtverhandlungen wurde für Anfang April vereinbart.67 

63 Vermerk (Lahr) für Minister, 29. 1 . 1959; ebd.; Aufzeichnung (van Scherpen­
berg) für Minister, 3 1 . 1 . 1959; PA, Ref. 204 Bd. 56. 

64 Aufzeichnung (Lahr) für Minister1 24.2. 1959; PA, Ref. 204 Bd. 35. 

65 Schreiben Lahr an Staatskanzlei Niedersachsen (Koch), 8.4.1959; NdsHStA 
Nds Z 50 Ace 96/88; Nr. 727. 

66 Vermerk (Lahr) für Minister, 10.3. 1959; PA, Ref. 204 Bd. 56. Vermerk 
(Gurski), 14.3. 1959; BA B 126/9893. 

67 Aufzeichnung (Lahr) für Minister, 20.3.1959; PA, Ref. 204 Bd. 35. 
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In den Ausgleichsverhandlungen spielte die Wiedergutmachungsfrage danach 
praktisch keine Rolle mehr. Lediglich über die Form einer Schlußquittung mußte 
man sich noch einig werden. Dies gelang im Umfeld eines Gesprächs zwischen 
Luns und v. Brentano am 7. Juli 1959 in der Nähe von Darmstadt. Die Regelung, 
die in einem Briefwechsel niedergelegt wurde, sah vor, daß die Bundesrepublik mit 
den Niederlanden Verhandlungen aufnehmen werde, sofern sie mit anderen Staaten 
Vereinbarungen für im Ausgleichsvertrag nicht berücksichtigte Personengruppen 
träfe. Bonn betonte gleichzeitig, daß derartige Absichten nicht bestünden.68 

Im Januar 1960 wurde schließlich noch, mit einem weiteren vertraulichen 
Briefwechsel der Außenminister, vereinbart, auch die Gruppe der 'Rückwanderer' 
(Niederländer, die nach 1933 von Deutschland in das Königreich 'ausgewandert' 
waren) zu berücksichtigen.69 Die Wiedergutmachungsleistung wurde im Gesamt­
vertragswerk in den Finanzvertrag eingebettet Die Verteilung der Gelder übernahm 
vereinbarungsgemäß die Regierung in Den Haag. Das dafür angelaufene, mit 
modernsten Mitteln durchgeführte Verfahren, war bis Mitte 1966 abgeschlossen. Die 
anfallenden Verwaltungskosten trug der niederländische Staat 70 

Mit der Lösung des Wiederguunachungsproblems waren die Gesamtvertrags­
verhandlungen ein wesentliches Stück vorangekommen. Auf den anderen Gebieten 
wurde freilich noch mit ausgeprägter Zähigkeit weiter verhandelt. Aus vielen 
Bereichen war jedoch, salopp formuliert, 'die Luft raus' .  Den Haag sah sich, dem 
bundesdeutschen Entgegenkommen in der Entschädigungsfrage Rechnung tragend, 
genötigt, in immer mehr Erörterungspunkten einzulenken. Die Taktik Lahrs ging 
somit in weiten Teilen auf. 

Besonders augenscheinlich war das bei der, für Bonn zentralen, Rückgabe der 
Auftragsverwaltungsgebiete. Bis zur Unterbrechung der Verhandlungen war Den 
Haag lediglich bereit gewesen, eine Rückübertragung Eltens und Tüdderns in 
Betracht zu ziehen. Als die niederländische Regierung im April 1959 noch immer 
an dieser Position festhielt, konterte Lahr mit dem Hinweis auf das vollständige 
Entgegenkommen bei den Wiedergunnachungsleistungen: Die Bundesregierung 
erwarte "nunmehr entsprechende Zugeständnisse in der Landgrenzenfrage".71 Noch 
weiter ging der deutsche Delegationsleiter knapp sechs Wochen später, indem er -
van Houten hatte noch immer kein offizielles Verhandlungsmandat über eine 
generelle Rückgabe der Verwaltungsgebiete erhalten - offen von der Möglichkeit 
eines Scheiterns der Erörterungen sprach. 72 

68 Vermerk Abt. 5 (Born), 8.7. 1959; PA, Ref. 507 Bd. 448. 

69 FEAUX DE LA CROIX (wie Anm. 40), S. 237ff. 

70 Ebd., S. 236f. 

71 Ergebnisprotokoll der Delegationsleitersitzung, 21.4. 1959; PA, Ref. 204 
Bd. 66. 

72 Vermerk (Lahr) für Minister, 5.6. 1959,; PA, Ref. 204 Bd. 25. 





war, etwa 20% hiervon zu zahlen.76 Im Januar 1959 schlug Lahr eine Pauschal­
summe von 75 Mio DM vor. Auf niederländischer Seite war man hierüber sehr 
enttäuscht, woran sich auch nach dem März-Angebot der Bundesregierung, das in 
der Wiedergutmachungsfrage den Durchbruch ennöglichte, nichts änderte.n Im 
Haag hatte man erkannt, daß, nach Abzug der Entschädigungsleistung (125 Mio 
DM) von der vorgeschlagenen Gesamtzahlung von 200 Mio DM, exakt das alte 
Angebot bestehen blieb. Erst als die Niederlande Ende April indirekt die Hallstein­
Doktrin ins Spiel brachten, war die Bundesregierung zu einer Annäherung bereit. 
Den Haag hatte argumentiert, daß die Auslandsbonds nach 1945 restituiert worden 
wären, wenn sie greifbar gewesen wären. Da sich der Großteil der Papiere aber im 
Osten Berlins befunden habe, zur DDR (an die man von der UdSSR verwiesen 
worden sei) aber keine diplomatischen Beziehungen bestünden, sei dieser Weg 
entfallen. 78 

Schrittweise begann daraufhin Bonn die Pauschalsumme zu erhöhen: Lahr 
schlug Ende April 220 Mio DM, von Brentano Anfang Juli 260 Mio DM und 
Bundesfinanzminister Etzel Mitte November 275 Mio DM vor.79 Die deutsche 
Bereitschaft, erheblich mehr als geplant zu zahlen, hatte ihre Ursache auch in der 
weiterhin zögernden Haltung Den Haags in der Frage der Rückgabe der Auftrags­
verwaltungsgebiete. Zudem hatte Adenauer erneut eine Erhöhung befürwortet, da 
sich dies "anderweitig gut bezahlt" machen werde.80 Erst im Januar 1960 einigte 
man sich schließlich (Den Haag hatte am Ende strikt an 290 Mio DM festgehalten) 
auf 280 Mio DM, zahlbar in drei Jahresraten.81 Dem Charakter der Pauschale 
entsprechend, wurden im Finanzvertrag, ohne eine präzise Aufschlüsselung der 
Zahlung vorzunehmen, nur die hiennit abgegolteten Forderungen genannt. In einer 
Schlußquittung (Art. 15) verpflichteten sich die Niederlande, "künftig an die 
Bundesrepublik Deutschland nicht mit dem Verlangen nach Regelung ähnlicher 
Forderungen oder Ansprüche, die aus dem Kriege und der Besetzung herrühren, 
heranzutreten." 

76 Protokoll (mit dem ndl. Außenministerium abgestimmt) der Besprechung 
zwischen Luns und v. Brentano, 23.6.1958; PA, Ref. 507 Bd. 4 1 1 .  Ergebnis­
protokoll der Ressortsitzung im AA, 26.9.1958; PA, Ref. 204 Bd. 38. 

77 Kurzprotokoll des Gesprächs zwischen Lahr und van Houten, 27.1 . 1959. 
Vennerk (Lahr) für Minister, 20.3. 1959; PA, Ref. 204 Bd. 39. 

78 Memorandum der Regierung der Niederlande, 23.4.1959; PA, Ref. 204 
Bd. 40. 

79 Aufzeichnung (Lahr) für Minister, 23.4. 1959. Schreiben van Houten an Lahr, 
25.9. 1959. Schreiben Etzel an Zijlstra, 30. 1 1 . 1959; ebd. 

80 Schreiben Bundeskanzleramt (Vialon) an Etzel, 7. 1 1. 1959; BA B 126/9149 
H. 4. 

81 Protokollskizze (Jungfleisch), 23. 1 . 1960; PA, Ref. 507 Bd. 414. 
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In der Frage der Traktatsländereien konnte die Bundesregierung hingegen nur 
geringe . Zugeständnisse erreichen: Die erzielte Einigung vom Oktober 1959 sah 
schließlich den Verkauf von 960 ha zum Preis von 2,5 Mio Gulden an die (als 
Vermittlungsstelle fungierende) Deutsche Bauernsiedlung G.m.b.H. in Düsseldorf 
vor. Von der Provinz Groningen und der Gemeinde Bergen sollten zusätzlich 3 1 1  
ha veräußert werden. Beide Regierungen versicherten, weiteren Grundstückskäufen 
privater Natur wohlwollend gegenüber zu stehen. Derartige Verträge sollten im 
alleinigen Ermessen der deutschen und niederländischen Interessenten liegen. Die 
gesamte Vereinbarung wurde als eigenes Kapitel in den Grenzvertrag integriert. Ein 
Schlußprotokoll legte darüber hinaus die fortdauernde Gültigkeit der Vorzugs­
bedingungen der Traktate des 19. Jahrhunderts fest. 

Bieten die bislang geschilderten Gespräche bereits ein kompliziertes Geflecht 
interner und bilateraler Erörterungen auf verschiedenen Ebenen, so verstärkt sich 
dieser Eindruck noch wesentlich, wenn man sich vergegenwärtigt, daß parallel noch 
über weitere Fragen beraten wurde. So verhandelte man über die Ausgestaltung des 
Grenzgewässerrechts, den Ausbau der grenzüberschreitenden Verkehrswege, die 
Betreuung von Kriegsgräbern und die Rheinschiffahrt. Während für die ersten drei 
Komplexe durchaus tragfähige Lösungen erzielt werden konnten, einigte man sich 
bei der Rheinschiffahrt lediglich über das zukünftige, gemeinsame Vorgehen. Der 
Streitpunkt sollte nach weiteren Konsultationen, auch im Rahmen der EWG, dem 
Urteil des Internationalen Gerichtshofs in Den Haag unterworfen werden. 

Neben diesen offiziellen Erörterungspunkten wurden auch Themen außerhalb 
der Tagesordnung beraten. Es handelte sich durchwegs um besonders öffentlich­
keitswirksame Fragen. Etwa tauchte hier die mögliche Begnadigung deutscher 
Kriegsverurteilter in den Niederlanden wieder auf. In Bonn hatte man zu Beginn 
der Ausgleichverhandlungen bewußt auf eine Benennung dieser Frage als 
Erörterungsgegenstand verzichtet. Selbst auf inoffizieller Ebene wahrte Den Haag 
aber größte Zurückhaltung. So sah die niederländische Regierung keine Möglichkeit 
die letzten fünf Inhaftierten, die als "besonders schwere Fälle" bezeichnet wurden, 
zu begnadigen. 82 Von Brentano lehnte es schließlich Lahr gegenüber ab, wie 
früher geplant, am Rande der Vertragsunterzeichnung im April 1960, das Problem 
anzusprechen: Er untersagte auch dem deutschen Delegationsleiter, entsprechend 
tätig zu werden.83 Die beiden letzten als Kriegsverbrecher verurteilten Deutschen 
wurden - Bestrebungen Anfang der 70er Jahre waren gescheitert - im Januar 1989 
aus dem Gefängnis in Breda entlassen.84 

Die übrigen, außerhalb der Tagesordnung· erörterten, Probleme waren 
entschieden privatt:r Natur, und entbehren nicht einer gewissen Skurrilität: Zum 
einen handelte es sich um eine Entschädigung für Prinz Bernhard der Niederlande, 
zum anderen um einen Ausgleich für das Haus Hohenzollern. 

82 Schreiben Lahr an Gruenagel, 9.9.1959; BA B 305/23 1 .  

83 Schreiben Lahr an Zentrale Rechtsschutzstelle, 21 .4. 1960; ebd. 

84 H.J.G. BEUNDERS/H.H. SELIER, Argwaan en projijt. Nederland en West­
Duitsland 1945-1981, Amsterdam 1983, S. 28f. WIELENGA (wie Anm. 2), S. 450. 
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Die zuletzt genannten Punkte stellen gewiß nicht zentrale Fragen der deutsch­
niederländischen Beziehungen in den 1950er Jahren dar. Ihre Behandlung im 
Rahmen der Ausgleichsverhandlungen zeigt aber deutlich, den erklärten Willen 
beider Seiten, eine umfassende Lösung zu erzielen, einen Schlußstrich zu ziehen. 

Das Projekt der Ausgleichsverhandlungen war mit der Unterzeichnung des 
Mantelvertrags und der fünf Teilverträge (Grenz-, Ems-Dollart-, Finanzvertrag, 
Rheinschiffahrtsvereinbarung, Kriegsgräberabkommen) am 8. April 1960 in Den 
Haag noch nicht beendet. Vielmehr traten während der Ratifizierungsdebatte neue 
Probleme auf. 

Die Behandlung in der Bundesrepublik vollzog sich in bemerkenswert 
geschäftsmäßiger Weise und ohne Überraschungen. Nach Beratungen in den 
zuständigen Ausschüssen befaßte sich das Plenum des Parlaments am späten Abend 
des 4. Mai 1961 in zweiter und dritter Lesung mit dem notwendigen Zustimmungs­
gesetz zum Vertragswerk. Lediglich vier Redner meldeten sich mit kurzen Beiträgen 
zu Wort. Einziges Thema der Debatte war die Teilung des Wyler-Gebiets. Nachdem 
man sich fast ebenso lang mit Geschäftsordnungsproblemen wie mit der Materie 
selbst beschäftigt hatte, wurde das Gesetz mit Mehrheit gebilligt.88 Auch der 
Bundesrat stimmte der Vorlage in seiner Sitzung am 26. Mai 1961  - bei Stimm­
enthaltung der niedersächsischen Landesregierung - mehrheitlich zu.89 

Anders dagegen das Bild in den Generalstaaten: Anfang Februar 1961 
überwies Königin Juliana den Entwurf des Durchführungsgesetzes der Zweiten 
Kammer der Niederlande, sowie den Parlamenten von Surinam und der nieder­
ländischen Antillen.90 Während die Parlamente der überseeischen Gebiete Ende 
April bzw. Anfang August 1961 ihre Zustimmung mitteilten, setzte das nieder­
ländische Parlament noch im Februar eine besondere Kommission ein.91 Bei deren 
Beratungen tauchten dann erhebliche Bedenken gegen eine mögliche Auslegung von 
Art 10 des Finanzvertrags sowie über die Frage der Ausbeutung von Bodenschätzen 
in der Emsmündung auf. Dies führte zur erneuten Aufnahme bilateraler Gespräche. 

Nach Art 10 (1-3) des Finanzvertrags garantierte Den Haag, daß nieder­
ländische Aktiengesellschaften, deren Anteile komplett oder zum Großteil 
Deutschen gehört hatten und die durch die Feindvermögensgesetzgebung auf das 
Königreich übergegangen waren, "ihre bei Inkrafttreten dieses Vertrages in der 
Bundesrepublik Deutschland einschließlich des Landes Berlin befindlichen 
Vermögenswerte den vormaligen deutschen Aktionären oder ihren Rechtsnachfol-

88 Verhandlungen des Deutschen Bundestages, 3. Wahlperiode, 158. Sitzung, 
4.5.1961,  s. 9161f. 

89 Verhandlungen des Bundesrats, 233. Sitzung, 26.5.1961 ;  S. 138. 

90 Bijlagen Handelingen Tweede Karner Zitting 1960-1961 - 6250 (R 214), 
Nr. 1 ;  2. 

91 Ebd., Nr. 5; 6. Handelingen Tweede Karner 44ste Vergadering, 21 .2.1961, 
s. 483. 
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gern zur freien Verfügung zu stellen". 92 Den Haag befürchtete, daß eventuellen 
Klägern vor bundesdeutschen Gerichten Ansprüche auf dieser Basis zuerkannt 
werden könnten. Die damit entstehenden Belastungen würden aber die durch den 
Finanzvertrag erhaltenen Leistungen bei weitem übertreffen. Konkreter Anlaß war 
der Fall der Algemeene Kunstzijde Unie N.V. (AK.U). Einige Aktionäre, deren 
Papiere 1945 beschlagnahmt worden waren, hatten Zweifel geäußert, ob von der 
Enteignung auch die außerhalb des niederländischen Hoheitsgebiets belegenen 
Bestandteile des Gesellschaftsvermögens erfaßt worden seien. Obwohl der 
Bundesgerichtshof eine entsprechende Klage im Dezember 1956 als unzulässig 
zurückgewiesen hatte, befürchtete Den Haag jetzt die Anwendung der sog. 
'Spaltungstheorie' (Aufteilung des Besitzes der Aktiengesellschaften unter 
territorialen Gesichtspunkten). Da man in Bonn die niederländischen Befürchtungen 
nicht als völlig unbegründet ansah, stand man einer Präzisierung durchaus 
wohlwollend gegenüber. Nach Gesprächen zwischen den beiden Außenministerien 
im Sommer 1961 einigte man sich daher auf die Abfassung eines Zusatzabkommens 
zum Finanzvertrag. Hierin wurden "alle Ansprüche wegen der durch die Nieder­
ländische Regierung vorgenommenen Enteignungen deutscher Vermögenswerte 
ausgeschlossen". 93 

Ebenfalls mit einem Zusatzabkommen (zum Ems-Dollart-Vertrag) legte man 
den Streit hinsichtlich der Bodenschätze in der Emsmündung (v.a. Erdöl und 
Erdgas) bei. Die besondere Schwierigkeit beruhte auf der geographischen Lage der 
Förderfelder und der Ausklammerung des Grenzverlaufs durch den Ems-Dollart­
Vertrag. Das Ergebnis trug der engen multilateralen Zusammenarbeit Rechnung. 
Zwar zog man eine 'Linie' zur Abgrenzung der deutschen bzw. niederländischen 
Rechtshoheit, beiden Seiten sollten aber, dessen ungeachtet, der 'gleiche Anteil' an 
den insgesamt gewonnenen Stoffen zustehen (Art. 5). Der gemeinsame Wille, den 
Weg zur Ratifizierung des Gesamtvertrages frei zu machen, ermöglichte, nach 
verhältnismäßig kurzer Beratungsdauer, die Unterzeichnung der Zusatzabkommen 
durch die Delegationsleiter am 14. Mai 1962. 

Den Durchbruch in den Generalstaaten brachten aber auch die Zusatzabkom­
men zunächst nicht. So war die Beurteilung des Vertrags durch die Sonderkommis­
sion in einem Zwischenbericht vom 18. Juli 1962 geradezu vernichtend: Kein 
einziges Verhandlungsthema sei zur völligen eigenen Zufriedenheit gelöst worden. 
Vielmehr würden Den Haag erhebliche Konzessionen abverlangt. Eine Reihe von 
Problemen bleibe weiterhin ungelöst. Die finanzielle Entschädigung wurde, 
angesichts der hohen Verluste im 2. Weltkrieg, als völlig unzureichend angesehen. 
Die Bundesrepublik sei offenbar nicht bereit, die moralische Schuld der Ver­
gangenheit anzuerkennen und das geschehene Unrecht wieder gut zu machen. 
Insgesamt könne von einer 'Generalbereinigung' keine Rede sein.94 

92 BT-Drucksache IW2341, S. 176. 

93 Aufzeichnung (v. Haeften), 9.8.1961 ;  PA, Ref. 507 Bd. 448. 

94 Bijlagen Handelingen Tweede Karner Zitting 1961-1962 - 6250 (R 214), 
Nr. 8. 
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